
Gesetzblatt Teil II Nr. 43 — Ausgabetag: 28. Mai 1963 289

§ 61
(1) Auf Deichen und ihren beiderseitigen Schutzstrei­

fen ist
das Pflanzen von Bäumen und Sträuchern, 
die Verletzung der Grasnarbe, 
die Errichtung von Bauwerken und Einfriedungen, 
das Setzen von Masten, Grenz- oder sonstigen Merk­
zeichen,
das Weiden von Vieh und die Geflügelhaltung 

verboten. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der 
Instandhaltungspflichtigen.

(2) Das Lagern von Stoffen und Gegenständen aller 
Art auf oder an den Deichkörpern ist verboten. Für not­
wendige Instandhaltungsmaßnahmen sind Ausnahmen 
zulässig.

(3) Das Betreten der Deiche, das Fahren, Reiten und 
Viehtreiben auf den Deichen ist verboten. Ausnahmen 
können gestattet werden, wenn ein ausreichend be­
festigter Weg vorhanden ist.

(4) Deichüberfahrten sind durch den Instandhaltungs­
pflichtigen der Zufahrtswege in zweckentsprechender 
Weise zu befestigen und in diesem Zustand zu erhalten. 
Übertriebstellen sind mit Befestigungen und abnehm­
baren Schutzgeländern zu versehen.

(5) Das Anlegen von Gräben und die Vornahme von 
Abgrabungen in der unmittelbaren Nähe von Deichen, 
das Herstellen von Kreuzungsbauwerken und Deich­
rampen sowie die Verlegung von Wasser-, Gas-, Ener­
gie-, Nachrichtenleitungen und dergleichen bedürfen der 
Zustimmung des Instandhaltungspflichtigen.

(6) Die Bestimmungen des § 36 gelten entsprechend.

(7) Die Pflege der Grasnarbe der Deiche ist ständig zu 
gewährleisten.

Zu § 35 des Wassergesetzes:
§ 62

(1) Zur Sicherung der Küstenschutzanlagen insbeson­
dere der Seedeiche sowie Dünen gelten die Bestimmun­
gen des § 61 entsprechend.

(2) Für die Bepflanzung der Küstenschutzanlagen ins­
besondere der Seedeiche, ihres Vorgeländes sowie der 
Dünen erlassen die zuständigen Räte der Bezirke beson­
dere Vorschriften.

Zu § 36 des Wassergesetzes:
§63

(1) Für die Festsetzung der Küstenschutzgebiete gelten 
die Bestimmungen der §§ 58 und 59 entsprechend.

(2) Die Nutzungsbeschränkungen sind durch die ört­
lichen Räte unter Mitwirkung der Massenorganisationen 
den Urlaubern zur Kenntnis zu bringen und zu er­
läutern.

Zu § 37 des Wassergesetzes:
§ 64

(1) Die Räte der Kreise bzw. Gemeinden bilden für 
die Deiche und sonstigen Hochwasserschutzanlagen 
Schaukommissionen gemäß § 44. Unter Berücksichtigung 
der örtlichen Verhältnisse können die Aufgaben der 
Schaukommissionen für Deiche und sonstige Hoch­
wasserschutzanlagen den nach § 44 zu bildenden Schau­
kommissionen übertragen werden.

(2) Die Räte der Bezirke Rostock und Neubranden­
burg bilden gemeinsam mit den Räten der Kreise Schau- 
kommissionen für die Küstenschutzanlagen einschließ­
lich der Seedeiche.

§ 65
Die Schaukommissionen haben insbesondere folgende 

Aufgaben:
Durchführung der Schauen der Deiche, Hochwasser­
schutzanlagen und Küstenschutzanlagen einschließ­
lich der Seedeiche mindestens zweimal jährlich, 
Feststellung von Mängeln und Ausarbeitung von 
Vorschlägen für deren Beseitigung und Durchfüh­
rung der Kontrolle über die Mängelbeseitigung, 
Kontrolle der Einhaltung der festgelegten Nut­
zungsbeschränkungen,
Ausarbeitung von Vorschlägen für die wirksame 
Bekämpfung von Hochwasser- und Sturmflut­
gefahren,
Aufklärung der Bevölkerung über die Notwendig­
keit des Schutzes der Deiche, Dünen und anderen 
Hochwasser- und Küstenschutzanlagen, 
Unterbreitung von Vorschlägen für die Anwendung 
von Zwangsmitteln und für die Festsetzung von 
Ordnungsstrafen.

§ 66
Für die Ausarbeitung der Musterschauordnung gilt 

§ 46 entsprechend.

Zu § 40 des Wassergesetzes:
§ 67

Der Erwerb durch Inanspruchnahme erfolgt auf An­
trag des zuständigen Investitionsträgers. Für die Inan­
spruchnahme gelten die zur Durchführung des Aufbau­
gesetzes vom 6. September 1950 (GBl. S. 965) erlassenen 
Bestimmungen.

Zu § 49 des Wassergesetzes:
§ 68

(1) Gegen die Entscheidungen der Räte der Kreise, der 
Wasserwirtschaftsdirektionen und der Wasserstraßen­
ämter ist auf Grund der §§ 14, 15, 18, 23, 27, 28, 37 Abs. 2, 
§§ 39, 51, 52, 56, 58, 60. 63 und 69 dieser Durchführungs­
verordnung und zu § 44 des Wassergesetzes die Be­
schwerde zulässig. In den Fällen der §§ 39, 52, 58, 60 
und 63 ist die Beschwerde nur gegen die Entscheidung 
über die Höhe der Entschädigung zulässig.

(2) Der Betroffene kann innerhalb von 2 Wochen nach 
Bekanntmachung der Entscheidung bei dem Organ Be­
schwerde einreichen, das die Entscheidung gefällt hat. 
Wird der Beschwerde nicht stattgegeben, ist diese inner­
halb von 2 Wochen an das übergeordnete Organ weiter­
zuleiten. Dieses entscheidet innerhalb von 4 Wochen 
endgültig.

Zu § 50 des Wassergesetzes:
§ 69

(1) Die Räte der Kreise haben nach Abstimmung mit • 
den Wasserwirtschaftsdirektionen und den Wasser­
straßenämtern die Aufforderung zur Anmeldung des 
Nutzungsrechts öffentlich bekanntzugeben.

(2) Bei der Anmeldung sind sämtliche Unterlagen zur 
Einsichtnahme und Überprüfung einzureichen, aus 
denen sich die Nutzungsberechtigung ergibt, wie z. B.

Urkunden über Verleihungen, Genehmigungen und 
Erlaubnisse,


